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Stefan Raabs  
Mitarbeiter klagen

Lesbos-Flüchtlinge 
müssen weniger leiden

MACHER UND MÄRKTE

Der Entertainer Stefan Raab in 
seiner Show »Schlag den Raab«

haben ihren Mitarbeitern 
Schulungen gezahlt

Wenn Stefan Raab Ende des Jahres bei ProSie-
benSat.1 aufhört, müssen auch 80 Mitarbeiter 
der Produktionsfirma Brainpool TV GmbH 
gehen. Ende Juni hatte das Unternehmen, das 
Sendungen wie TV total und Schlag den Raab pro-
duziert und rund 230 Mitarbeiter beschäftigt, die 
betriebsbedingten Kündigungen ausgesprochen. 

Beim Arbeitsgericht Köln sind deshalb nun 
49 Klagen eingegangen, die seit Mittwoch ver-
handelt werden. Der Deutsche Journalistenver-
band (DJV) findet es gut, dass sich die Mitarbei-
ter wehren. »Die Produktionsfirmen, die oftmals 
für den privaten Rundfunk arbeiten, sind die 
Galeeren des Journalismus«, sagt DJV-Sprecher 
Hendrik Zörner. Der Verband wirft privaten 
Medienhäusern wie ProSiebenSat.1 vor, zu 
wenig eigenes Personal vorzuhalten – die Pro-
duktion von Sendungen wie TV total wird in den 
meisten Fällen ausgelagert. Wenn dann ein Mo-
derator geht oder ein Format eingestellt wird, 
müssen meist auch die Mitarbeiter gehen. Der 
DJV kritisiert zudem, dass es in den Produktions-
firmen keine geltenden Tarifverträge gebe, häufig 
fehle auch ein Betriebsrat. Brainpool TV wollte 
sich bei Redaktionsschluss dazu nicht äußern.

Stefan Raab ist seit 16 Jahren bei ProSieben-
Sat.1 zu sehen. Am 8. März 1999 lief die erste 
Folge von TV total, seit 2001 wird die Sendung 
viermal pro Woche ausgestrahlt. Das erste Halb-
jahr 2015 von TV total war das quotenstärkste 
seit acht Jahren, trotzdem entschied sich Stefan 
Raab gegen eine Vertragsverlängerung.  JBA

Die griechische Insel Lesbos vor der Küste der 
Türkei ist für viele Flüchtlinge ein Tor nach Eu-
ropa. Die ZEIT (Nr. 29/15) berichtete über die 
katastrophalen Zustände, die für sie auf der Insel 
herrschen. Nun hat sich die Situation für die 
Flüchtlinge etwas verbessert. So haben die Hitze-
märsche Tausender Menschen, die in Gummi-

Mehr Betriebe investieren 
in Weiterbildung

Im ersten Halbjahr 2014 hat mehr als jedes zwei-
te Unternehmen in das Wissen seiner Angestellten 
investiert, das gab es noch nie. Zu diesem Ergeb-
nis kommt eine Umfrage des Instituts für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) unter 
16 000 Betrieben. 2013 waren es 52 Prozent, 
2010 erst 44 Prozent der Betriebe gewesen. 

Investieren heißt in diesem Fall, dass die Be-
triebe die Weiterbildungskosten zumindest teil-
weise übernahmen und ihre Mitarbeiter zur Teil-
nahme freistellten. Entscheidend für das Angebot 
ist die Größe des Betriebs: Nur 44 Prozent der 
Firmen mit bis zu neun Mitarbeitern bieten Fort-
bildungen an. Bei größeren Unternehmen mit 
mehr als 250 Beschäftigten sind es 97 Prozent. 

Die Autoren der Studie vermuten als Grund 
für die Zunahme der Fortbildungen den raschen 
technischen Wandel.  JBA

54 %

booten im Norden der Ägäisinsel landen, ein 
Ende. Bislang mussten die Flüchtlinge die gut 60 
Kilometer in die Auffanglager im Süden zu Fuß 
zurücklegen, bei bis zu 40 Grad im Schatten. Wer 
den unregistrierten Neuankömmlingen helfen 
wollte, wurde von Griechenlands Polizei der Bei-
hilfe zur Schlepperei bezichtigt. Jetzt hat das Land 
seine Gesetze geändert. Das UN-Flüchtlings-
hilfswerk (UNHCR) darf die Flüchtlinge nun 
in Bussen transportieren.

Auch im provisorischen Lager Karatepe sind 
die Zustände nicht mehr ganz so schlimm. Die 
Menschen würden wieder regelmäßig mit Essen 
versorgt, sagt eine Mitarbeiterin des UNHCR. 
Auch einige Hilfsorganisationen sind aktiv ge-
worden: das International Rescue Committee 
etwa hat in Karatepe zehn Duschen eingerichtet. 
Dennoch reichen die sanitären Anlagen nicht aus. 

Einwohnern zufolge hat der Ansturm auf 
Lesbos nachgelassen. Statt täglich mehr als 1000 
Menschen wie Mitte Juli kämen nur noch etwa 
halb so viele Flüchtlinge an. Grund dafür ist of-
fenbar, dass die griechischen und türkischen 
Küstenwachen mehr Patrouillen fahren. Dafür 
nehmen umso mehr Gummiboote Kurs auf 
Lesbos’ Nachbarinsel Chios.  CHE

E
in paar Windräder in Rheinhes-
sen: Kaum der Rede wert, könn-
te man meinen. Für Stephan 
Schlitz aber sind die 14 bis zu 
200 Meter hohen Windma-
schinen beim Örtchen Fürfeld 
ein »Akt brutaler Zerstörung«. 

Schlitz, Landwirt und Agrarsoziologe, kämpft 
deswegen gegen die Invasion der Windkraftwer-
ke – und gegen ehemalige Verbündete: die Um-
weltschützer vom Bund für Umwelt- und Natur-
schutz (BUND). Der hatte den Windpark in 
Fürfeld zwar erst zu verhindern versucht. Er liege 
in einem wichtigen Zugvogelkorridor. Doch ob-
wohl der BUND vor Gericht einen Baustopp er-
wirken konnte, legte er die Klage gegen den 
Windpark dann selbst zu den Akten. Stattdessen 
einigte er sich mit den Behörden auf eine nach-
zuholende Umweltprüfung. Sie sollte die vom 
Gericht gerügten Fehler »heilen«. 

Für Schlitz ist das Verhalten des BUND ein 
Zeichen dafür, wie eng der Verband mit der Wind-
kraftlobby verbandelt ist. Auf dem Höhepunkt des 
Streits bekam er Besuch vom Schatzmeister des 
BUND in Rheinland-Pfalz – der zugleich stellver-
tretender Landesvorsitzender des Bundesverbandes 
Windenergie (BWE) ist. Später machten Mit-
glieder des BUND gegen den Landesvorsitzenden 
Harry Neumann mobil, einen Artenschützer alter 
Schule – bis er zurücktrat. Unter den Wortführern: 
ein Mitglied, dessen Firma den Windpark in Für-
feld geplant hatte.

Der Streit um Fürfeld ist das jüngste Beispiel für 
einen Konflikt, der den BUND spaltet. Mit dem 
Siegeszug der »Erneuerbaren« wächst nicht nur der 
Widerstand der betroffenen Bürger – auch das sym-
biotische Verhältnis von Teilen der Umweltbewe-
gung mit der Erneuerbare-Energien-Branche wird 
zum Problem. Viele Unternehmen, die mit Wind, 
Sonne und Biogas ihr Geld verdienen, sind aus der 
Umwelt- und Antiatomkraftszene hervorgegangen. 
Gefördert von eigenen Lobbyverbänden, wollen 
die einstigen Ökoklitschen wachsen – und scheren 
sich wenig um ökologisches Kleinklein. Schließlich 
sind Windräder für sie Klimaschutz par excellence.

Ganz neue Fronten tun sich auf: Klimaschützer 
gegen Landschaftsschützer. Junge, global denkende 
Umweltaktivisten gegen regional verwurzelte Na-
turfreunde alten Schlags. Städter, die sich mittels 
Ökostromtarif ein grünes Gewissen kaufen, gegen 
Landbewohner, die sich von Windparks umzingelt 
sehen. Es ist eine Zerreißprobe für den BUND.

Man kann das in vielen Landesverbänden be-
obachten. In Bayern hat der Umweltschützer Enoch 
zu Guttenberg, der einst den BUND als deutsch-
landweite Organisation mit aus der Taufe hob, 
schon vor drei Jahren seinem Verband die Gefolg-
schaft aufgekündigt. Seither hält Guttenberg flam-
mende Reden gegen den Ausbau der Windenergie. 
Der Freiherr ist auch Ehrenmitglied des Vereins für 
Landschaftspflege und Artenschutz in Bayern, der 
dem BUND auf einem seiner Kernfelder nun Kon-
kurrenz machen will. Auch im BUND Sachsen 
tobte vor zwei Jahren eine regelrechte Schlamm-

schlacht. Bei der Wahl eines neuen Vorsitzenden kam 
es zu Tumulten und Vorwürfen. Auch hier war der 
Hintergrund der Konflikt zwischen Klima- und 
Naturschützern. Auch hier gründeten Windkraft-
kritiker einen Konkurrenzverband.

In Rheinland-Pfalz aber tobt der Streit am hef-
tigsten. Der frühere BUND-Landesvorsitzende 
Neumann ist überzeugt, dass mit der vorzeitigen Ein-
stellung der Klage gegen den Windpark in Fürfeld 
eine Chance vertan worden sei, um bei Windkraft-
projekten höhere Standards für den Artenschutz 
durchzusetzen. Für den Rückzieher macht Neumann 
die »Windlobby« im eigenen Verband verantwortlich. 
Sein Amtsnachfolger Holger Schindler hält dagegen: 
Man habe mit den Nachbesserungen in Sachen Ar-
tenschutz alle Ziele erreicht und sich keinem weiteren 
Prozessrisiko aussetzen wollen. »Wenn wir unterwan-
dert sind, dann von Antiwindkraftinitiativen, die den 
Artenschutz nur als Vehikel nutzen, um ganz andere, 
rein egoistische Interessen durchzusetzen.«

Das kann man als Seitenhieb auf Landwirt Schlitz 
verstehen, der die Windräder vor seiner Haustür 
wegbekommen will. Der sagt, es gehe ihm genauso 
um die durch die Windparks gefährdeten Vogel- und 
Fledermausarten. Mit seiner Bürgerinitiative unter-
stützt er eine neue Klage einer Bürgerin gegen den 
Windpark. Nach aktueller Rechtsprechung sei es 
möglich, Umweltfolgen als Eingriff in die Rechte 
von Privatpersonen zu werten. »Das ausschließliche 
Klage recht der Umweltverbände in solchen Fällen ist 
damit Vergangenheit«, sagt Schlitz. »Den BUND 
brauchen wir gar nicht mehr.«

Waffe für vegane 
Pazifisten:  
Salatschleuder

Brutale  
Zerstörung
Umweltschützer gegen Klimaschützer: Ein Konflikt um  
Windenergie spaltet den Ökoverband BUND VON GEORG ETSCHEIT
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Wie man die beliebteste
Wochenzeitung wird?
Indem man sich nicht
beliebt machen will.

Mit kontroversem Qualitätsjournalismus 
die Nr. 1 der Wochenzeitungen.
Heutzutage wird viel über Qualitätsjournalismus diskutiert. DIE ZEIT macht ihn einfach.
Und wird dafür mit dem Vertrauen von 1,66 Millionen Lesern belohnt, wie die aktuelle
Media-Analyse gerade belegt hat (ma 2015 Pressemedien II). Und auch in anderen
Studien liegen wir vorn. Aber wichtiger als jede Zahl in einer Studie ist für uns,
dass Sie zufrieden sind. Dafür kämpfen wir – Woche für Woche.

 www.iqm.de/zeit

Mit kontroversem Qualitätsjournalismus 
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